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* Deutschland und Dolen
Der britische Außenminister , Chamberlain , hat sich

in den letzten Tagen bemüht , die Dinge so hinzustellen,
als ob seine Politik keinerlei Spitze gegen Rußland ent¬
halte . In diesem Zusammenhang ist er der Behaup¬
tung entgegengetreten , daß er den Schritt Mussolinis
in der bessarabischen Frage inspiriert habe. Man braucht
seinen Erklärungen nicht mehr Gewicht beizumessen,als sie faktisch verdienen . Die englische Politik will
naturgemäß eine offene Brüskierung Rußlands ver¬
meiden. Die Beziehungen zwischen Rußland und Eng¬
land sind schon gespannt genug . Eine Brüskierung
könnte unter Umständen den Krieg bedeuten. Und ein
solcher Krieg würde sich weder mit der allgemeinen Völ¬
kerbundspolitik , noch mit den Beteuerungen Englands ,
daß es dem Frieden und der Friedensidee dienen wolle,
vertragen . Ein Krieg mit Rußland würde zudem die
Situation Englands in Ostasien und darüber hinaus
wahrscheinlich auch in Südasien außerordentlich ver¬
schlechtern.

Also ist es durchaus verständlich, daß Chamberlain
seine Politik so interpretiert , daß sie nicht unmittelbar
Rußland herausfordert . Aber deshalb läßt sich an der
Tatsache, daß Chamberlain Rußland diplomatisch das
Wasser abzugraben versucht , nicht rütteln . Und der bri¬
tische Außenminister hat ja denn auch zugegeben, daß
er seinerzeit mit Mussolini über die bessarabische Frage
gesprochen habe. Sicherlich ist das nicht in einem Sinne
geschehen, der Italien von dem bekannten Abkommen
mit Rumänien hätte abhalten können. Es ist ganz klar,
daß Mussolini mit der Zustimmung Chamberlains ge¬
rechnet hat , als er Rumänien den Besitz Bessarabiens
garantierte .

Wir haben bereits gestern darauf hingewiesen, daß
Chamberlain in seiner Politik Rußland gegenüber nochein zweites Eisen ins Feuer gesteckt hat : London hat sich
Warschau genähert , in dem deutlichen Bestreben , an der
Westgrenze Rußlands eine - derartige Stabilisierung der
Verhältnisse eintreten zu lassen , daß Rußland durch den .
unausbleiblichen Druck einer solchen Stabilisierung am
freien Ausschreiten nach Osten hin gehindert wird . Die
Moskauer Regierung hat sofort gemerkt, woher der
Wind weht, und ihrerseits die Beziehungen zu den bal-
tischen Staaten fester geknüpft.

In Genf war es das offensichtliche Bestreben Cham¬berlains , Deutschland und Polen miteinander zu ver¬
söhnen und eine Atmosphäre zu schaffen , welche die Wie¬
deraufnahme der jüngst abgebrochenen Wirtschaftsver¬
handlungen zwischen den beiden Staaten ermöglicht.
Chamberlain hat sich dabei der Hilfe Briands bedient.Es haben Besprechungen zwischen Chamberlain und
Zaleski , dem polnischen Außenminister , stattgefunden ,und ihnen folgte dann eine längere Unterhaltung zwi¬
schen Stresemann und Zaleski. Dabei hat man sich so¬weit geeinigt , daß die beiden Außenminister nunmehrihren Kabinetten ganz bestimmte Vorschläge machenwerden, Vorschläge , von denen sie eine Behebung der
bestehenden Schwierigkeiten erhoffen.

Diese Schwierigkeiten sind bekanntlich nicht nur wirt¬
schaftlicher, sondern auch politischer Art . Die Methode,welche Polen bei der Ausweisung ihm unbequemerDeutscher anwendet , und einige dieser Ausweisungenselbst haben bei uns in Deutschland mit Recht Empörunghervorgerufen . Wenn wir mit Polen einen Handelsver¬trag abschließen , dann verlangen wir daneben aber auch ,daß die Frage der Niederlassung und der Ausweisungin einer für das deutsche Empfinden erträglichen Weisegeregelt wird . Ist Polen klug, dann begreift es diesesVerlangen . Denn der Handelsvertrag wird in seinerpraktischen Auswirkung ihm wohl die größeren Vorteilebringen .

Vom Standpunkt der deutschen Interessen aus ge¬sehen . ist eine Einigung mit Polen nur wünschenswert.Sofern sie irgend eine Spitze gegen Rußland enthaltensollte , würden wir uns allerdings vorsichtig zurück¬zuziehen haben. Es ist für England sehr angenehm ,wenn Polen zu seinem wichtigsten Nachbar im Westen,zu Deutschland, geordnete Beziehungen unterhält , weiles dann nach Osten hin umso aktionsfähiger wird . EineFestlegung für uns würde das aber nicht in sich schlie-ßen. Unser Prinzip ist es, mit allen Staaten , die gutenWillens sind, in Frieden und Eintracht zu leben.
Besuch Dr. Luthers in Friedrichshafen . Reichskanzler er.D Dr. Luther ist Mittwoch nachmittag zum Besuch der In¬dustrie in Friedrichshafen eingetroffen und bereits gegen0tbtab nach Zürich weitergereist.

Die Genker Ratstagung
Die gestrige Ratssitzung

Zu Beginn der öffentlichen Ratssitzung am Mittwoch ver¬las der englische Außenminister , Sir Austen Chamberlain ,eine Erklärung , die auf die britische Reichskonferenz vom
vergangenen Herbst Bezug nimmt und den Wunsch , aus .
spricht , daß aus konstitutionellen Gründen den Regierungendes britischen Imperiums die Annahme der Verträge , dieunter ' den Auspizien des Völkerbundes zustandekommen durchÄnderung der Form dieser Vertragsinstrumente erleichtertwerden könnte, indem die Verträge anstatt der neuen Formder Verträge zwischen Staaten , wie sie zum ersten Male fürden Vertrag von Versailles angewandt wurde, wieder die
früher übliche Form von Verträgen zwischen Staatsober¬häuptern erhalten . Die Erklärungen wurden vom Völker¬bundsrat diskuffionslos -gur Kenntnis genommen.

Im weiteren Verlauf der öffentlichen Sitzung wurde ein
Bericht Chamberlains über die Ergebnisse eines im Jahre1923 eingesetzten Sonderausschusses zum Studium der Aus¬dehnung des internationalen Frauen - und Kinderhandels an¬
genommen . — Ein weiterer Beschluß des Rates setzt dasDatum der in Genf abzuhaltenoen dritte « internationale «
Berkehrskonferenz auf den 23 . August dieses Jahres an .Schließlich wurde ein Bericht über die Rechtslage bezüglichder ausstehenden Mitgliedsbeiträge entgegengenommen , derzu dem Ergebnis kommt , daß ein automatischer Ausschlußaus dem Völkerbund lediglich wegen Nichtzahlung von Bei.trägen nicht eintreten kann. Es muffe vielmehr die absicht¬liche Verletzung der Paktverpflichtungen dargetan sein . Indev anschließenden nicht öffentlichen Sitzung wurde auf Vor¬
schlag Scialojas beschlossen, den Borsitz bei der für Juli nachGenf einberufenen Konferenz zur Gründung einer Inter¬nationalen Katastrophenhilfe einem Deutschen zu übertragen ,dessen Benennung dem Ratspräsidenten Dr. Stresemannüberlaffen bleibt. — Außerdem wurde der kubanische Ge¬sandte in Berlin , Agner» y Bethanconrt , zum Präsidentender Dritten internationalen Verkehrskonferenz ernannt .

Deutsch -polnische Annäherung
Zwischen Stresemann und ^em polnischen AußenministerZaleski fand am Mittwoch eine längere Besprechung statt ,über deren Ergebnis folgende amtliche Mitteilung ausgege¬ben wurde :
„Der Reichsaußenminister empfing am Mittwoch in Genfden polnischen Außenminister , Herrn Zaleski, und hatte mitihm eine Unterredung , in der insbesondere die Wirtschaft,lichen Beziehungen zwischen Deutschland und Polen Gegen-stand der Besprechungen waren . Auf Grund dieser Unter¬redung ^

werden die beiden Außenminister ihren KabinettenBorschläge unterbreiten , von denen sie eine Behebung dergegenwärtig bestehenden Schwierigkeiten erhoffen ."Blättermeldungen zufolge sollen die Vorschläge, welche diebeiden Außenminister dem Kabinett borlegen wollen, imgroßen und ganzen die folgenden drei Gesichtspunkte umfas¬sen : i . Baldige Wiederaufnahme der deutsch -polnischen Han -
delsvertragsverhandlüngen . 2 . Die von der polnischen Re .gierung vorgenommenen Ausweisungen bleiben bestehen ; neueAusweisungen werden nicht vorgenommen. 3 . Das Nieder-laffungsrecht wird im Rahmen der allgemeinen Handelsver -tragsverhandlungen erledigt. Die deutsch-polnische Verein¬barung ist mit Hilfe Chamberlains zustandegekommen. DerLondoner „Daily Telegraph "

schreibt , Sir Austen Chamber -lain handld als „ehrlicher Makler " indem er sich bemühe,ein freundschaftliches Einvernehmen zwischen Deutschlandund Polen herbeizuführen .
ck

Die „Deutsche Diplomatische Korrespondenz" schreibt u . a . :Die Presse weist bereits bei Ankündigung der Zusammen¬kunft Dr. Stresemanns mit Zaleski die Neigung auf , dendeutsch .polnischen Besprechungen einen bestimmten Smn zuunterlegen und zwar kommt dabei vornehmlich die Inter -pretation in Frage , die mit dem Schlagwort „Ost-Lorarno " ar -beitet . Diese Betrachtungsweise wird den Tatsachen nicht imentferntesten gerecht . Es handelt sich, wie auch in dem amt -lichen Bericht betont wird, um wirtschaftliche Besprechungen,also um Fragen , die die beiderseitigen ökonomischen Interes¬sen angehen und nicht um politische Dinge . Nicht um ein„Ost-Locarno", nicht um politische und noch weniger um mi-litärische Gruppenbildung geht es hier , sondern um die Wirt-schaftlichen Jntereffen zweier Nachbarstaaten, von denen dereine Rechte des anderen Teiles verletzt hat, die in jedemHandelsvertrag mit stipuliert werden.
BriandS Unterredungen in Genf .Der Genfer Berichterstatter der „Agentur Habas " teilt mit,daß am Mittwoch Nachmittag Briand den italienischen Dele-gierten Seialoja empfangen und seinerseits Chamberlain undStresemann Besuche abgestattet hat . Die Besprechungen hat -ten dazu geführt, die noch voneinander abweichenden Ansich-len über die dom Völkerbundsrat unterbreitete « strittigenAngelegenheiten einander zu nähern . Briand habe gesternAbend erklärt , er glaube , der Völkerbundsrat werde seine Ar-beiten am Freitag ohne Zwischenfall zum Abschluß bringenkönnen. — Briand habe seine groß« Befriedigung darüber zumAusdruck gebracht, daß diese Tagung es den Vertretern derLooavnomächte durch den persönlichen direkten MeürungsauS -wusch ermöglicht habe, ihren Entschluß zu bestätigen, das amSago Maggiore unternommene Werk der enropäischen « »nähe-rung fortznsetzen.

AusglelchSentschädigung für dir elsaß-lothringischen Eisen¬bahner . Bon der Abteilung für elstrß -lothringische Ange.legenherten im französischen Ministerpräfidium wird mitge -" " k. daß dre elsaß-lothringischen Eisenbahner eine Ausgleichs,entschadigung von 10 Proz . erhalten sollen. Die BilligungI durch das Parlament stehOnoch aus .

Gemeinden und Arbeitslosenversicherung
i .

Bürgermeister Saue^ -Karlsruhe beschäftigtsich in einer Denkschrift mit dom Avboitslosen-
versicherungsgesetz vom Sta -üPlmkt der Ge¬meinden aus . In der Denkschrift heißt es u . er. :
Tag des Inkrafttretens des Gesetzes .Dem Reichstag liegt zurzeit der Entwurf eines Gesetze »über Arbeitslosenversicherung vor. Der ReiMrat hat ibenGesetzentwurf schon verabschiedet . Er hat nur in einemPunkte (zu 8 145, Kostentragung für die Kvisenunterstützung)eine von der Vorlage der Reichsregievung abweichende Haltungeingenommen . Es .ist anzunehmen , daß der Reichstag in ab -sehbaver Zeit die Gesetzesvorlage verabschieden wird . Damitwürde 'dann das so lange in der Schwebe befindliche Problemder Arbeitslosenversicherung für Deutschland geregelt sein.Der Gesetzentwurf 'der Reichsregievung sieht in 8 163 vor,daß -das Gesetz am 1 . 'April 1927 in Kraft treten soll . Esscheint also , daß die Reichsregievung die Verabschiedung desGesetzes stark beschleunigen , 'will . Das Reichsarbeitsministe -rium selbst führt in der beigegübenen Begründung aus , daß-dieses Problem schon vor dem Kriege erörtert worden sei, daßbeispielsweise die Organisationen der gewerblichen Arbeitersich schon um 1900, ja sogar .erstmals im Jahve 1879, mit derFrage -befaßt hätten . Auch die Gemeinden standen schon im .Frieden dieser Frage nicht teilnahmslos gegenüber. Nachdem Kriege wurde die Öffentlichkeit in Deutschland inganz 'besonderer Weise durch den Gang der Ereignisse vordie Ausgabe gestellt , für die Arbeitslosen zu sorgen. Es seihier cm die erste Verordnung über die ErwevbSlosenfürsovgevom 13 . November 1918 erinnert , die inzwischen nicht wenigerals 18 Male geändert und viermal neu verkündet wordenist . Wenn -nun .die Zeit gekommen scheint , um all die wert¬vollen Erfahrungen und Erkenntnisse der Nachkriegszeit zueiner endgültigen Regelung zu verarbeiten , so muß doch ganz-entschieden davor gewarnt werden, nun ' diese endgültige Re¬gelung zu überstürzen . Der von der Reichsvogierung vorge¬legte Entwurf ist noch keineswegs so geklärt, daß er ohne Be¬denken -hingenommen werden könnte . Die Stimmen der Kri¬tik mehren sich aus allen Lagern . Es ist .dringend dazu zuraten , vor endgültiger Verabschiedung der Vorlage nochmalsin eine genaue Prüfung der .ganzen Materie einzutreten .Ganz abgesehen .davon, daß unter Beachtung dieser Not-Wendigkeit an sich schon ein Inkrafttreten des neuen Gesetzesaus den 1. Apvil 1927 unmöglich erscheint , muß auch daraufhingewiesen werden, .daß die Bedürfnisse der Praxis unbe¬dingt zwischen der Verabschiedung .des Gesetzes und seinemInkrafttreten einen ausreichenden .Spielraum verlangen .Die Bedeutung dieser Umstellung ergibt sich schon daraus ,daß bis jetzt nach .dem Familienstand und Lebensalter ge¬staffelte Sätze für die Erwerbslosenunterstützung festzusetze »sind, während in Hinkunft die Unterstützung in der Haupt¬sache nach Boitragsklassen -zu bemessen sein wird . Auch derVerband .der Bevwaltungsgem -eÄzden .der öffentlichen Arbeits¬nachweise Badens hat im Januar d. I . schon einen Antragan den bad. Minister des Innern gestellt , bei der Reichsregie,rung .dafür einzutreten , daß der Zeitpunkt für das Inkraft¬treten des Gesetzes so gelegt wird, daß genügend Zeit für dieUmstellung von der Erwerbslosensürsovge auf die ArbeitS-lofenversicherung vorhanden ist. Als erforderlich hat derVerband mindestens einen Zeitraum von drei Monaten be-zeichnet.

Wenn eine grundlegende Neuregelung komrnen soll, dannmuß, wenn irgend möglich , ein -Standardwerk geschaffen wer¬den, das auf absehbare Zeit hinaus den Bedürfnissen derPraxis Rechnung trägt .
Zentralisation oder Dezentralisation in der Trägerschaft .
Ministerialdirigent Dr . O . Weigert führt im Roichsar-beitsbiatt 1927 Heft I (II . S . 8) aus , -daß in der Organisa¬tion der Arbeitslosenversicherung die Selbstverwaltung derBeteiligten in den Vordergrund treten müsse, die behördlicheMitwirkung 'müsse sich auf die Wahrnehmung der öffentlichenInteressen in der Versicherung beschränken . Diesem progvam-matischen Bekenntnis -kann theoretisch vollkommen zuge-stimmt wevden. Ist aber .der nach dom Rogierungsentwurfin Aussicht genommene Ausbau der Versicherungauch tatsäch¬lich Selbstverwaltung ? Ist der Ausbau der Versichevungsträ-ger wirklich so einfach und durchsichtig , wie ihn das Reich».arboitSministerium verlangt ? Entspricht der Gesetzentwurfvor allen Dingen auch den Grundsätzen der Sparsamkeit ?Bisher war 'die EvwerbSlosenfürsorge eine Einrichtung herGemeinde . Die Verwaltung der EvwerbSlosenfürsorge warin die Hand der auf Grund des Avbeitsnachweisgesetzes vom22. Juli 1922 gebildeten öffenttichen Arbeitsnachweise gelegt.Die .in Baden geltende Regelung .(S . 46 der Rg .-Begründung ),nach der die öffentlichen Arbeitsnachweisenur einen Teil dervon ihnen nicht benötigen Gelder an das LandeScnnt abzu-fützven haben , selbständig ihre Mittel verwalten und nur dieBeitragsfestsetzung 'dom Landesamte Vorbehalten ist, sucht de»Gedanken 'der -Selbstverwaltung zu erhalten . Das in derFestsetzung der Beiträge durch das Landesamt liegende zen-tralistische Moment tritt zurzeit nicht in Erscheinung, rveilja doch überall «der Höchstbeitvag erhoben werden mußNunmehr soll das Schwergewicht auf die Zentralisation ,nämlich auf 'die neu zu bildenden Landesarbritslosenkaffengelegt werden . Me LandeSavboitslosonkassen sollen Rechts¬fähigkeit besitzen (8 2) . Die Beiträge zur Arbeitslosenver¬sicherung sollen von den Einzugstellen (den Krankenkassen)unmittelbar an die LandeSarboitslosenkassenabgeführt wer-den (8 138 ) . Andevovfeits solleir die öffentlichen Arbeits -Nachweise die Auszahlung der Arbeitslos«,Unterstützungen andie Berechtigten vornehmen (§ 97 ) , aber nur als Beauftragte .Nun soll also der Ausbau d»n »be« nach unten gehen. Werauch der Ausbau der Trägovschaft von oben «ach unten ist

kejneSwogS Aar und einfach 'durchgeführt. Wir sollen in Hü»»



fcmft nefceit «fcen Ovganen des öffentlichen Arbeitsnachweis«
Wesens (öffentliche Arbeitsnachtveife. . Landesämter . für Ar«ibeitsvermitttun «g, Reichsamt für Awbvitsvermittl« ng> noch —
vollständig unsymmetrisch eingebaut —. LandeSarbeitslcssen-kässerr haben , die nur in GeschäftsführungSgemeiuschaft mitden Landesämtern für Arbeitsvermittlung stehen . Pach unten
gibt es kein Gegenstück , da die öffvutlrchen Arbeitsnachweisenur zur Mitwirkung in der Arbeitslosenversichevung alsHilfsorgane der Landesarbeitslosenkassen ^berufen «sind undnun nicht nur vom LandeSamt für Arbeitsvermittlung , son¬dern auch von der LandeSarboitslosenkaffe Weisungen zuempfangen haben . Rach oben soll die Aufsicht dem Reichsamtfür Arbeitsvermittlung oblieben. Die Reichsausgleichskaflesoll keine eigene Rechtsfähigkeit haben, vielmehr in das
Reichsamt für Arbeitsvermittlung eingebaut werden. Man
sieht eine verwirrende Bielartigkeit von Neugründungen ,statt eines klaren , wirklich durchsichtigen Aufbaues , wie er sichuns in den Organen «deS Arbeitsnachweiswesens darstellt.Welche Fülle hon unnützer Verwaltungsarbeit und von Rei¬
bungen hier verborgen liegt , braucht nicht ausgeführt zu wer¬den. Nicht nur die Rücksicht auf Sparsamkeit und Klarheitspricht gegen die in Aussicht genommene Trägerschaft der
Arbeitslosenversicherung, sondern auch die Forderung einer
gesunden und wirklich lebensvollen Selbstverwaltung . Gewißist bei der Landesavbeitslosenkasse eine paritätische Vertretungder Interessenten durch die Bestellung eines paritätisch zusam¬mengesetzten Kassenausschusses usw. vorgesehen. (Die Mitglie¬der des Kassenausschusses sind identisch mit den Arbeitgeber-uud Arbeitnehmer -Beisitzern beim LandeSamt für Arbeitsver¬
mittlung ; die GemeindeVertreter im Landesamt sollen ausge -' schaltet werden.) Dine Selbstverwaltung in echtestem Sinnedes Wortes wird aber gerade in der Arbeitslosenversicherungnur in der untersten , örtlichen Instanz gedeihen können, wodie unmittelbare Beziehung zu dem pulsierenden Loben be¬steht und wo die Einsicht in die Verhältnisse nicht nur ausden Akten entnommen «werden -muß . Das Prinzip der Selbst¬verwaltung »n Verbindung mit dem Streben nach einer wirt¬
schaftlichen Geschäftsführung erfordert zudem an sich -schon,daß jede Entscheidung? die von einer unteren Stelle getroffenwerden kann, zweckmäßigerweisenicht einer oberen Stelle auf¬gebürdet wird. Warum also «sollen «die öffentlichen Arbeits¬nachweise, die bisher die Verantwortung für «che Erwerbs -
losenfürsorge «getragen haben , oder überhaupt eine untere In¬stanz nicht in der Lage «sein , die Verantwortung auf sich zunehmen ? Aus einem gesunden Instinkt heraus lehnen auchdie Gewerkschaften die Selbstverwaltung der Arbeitslosenver¬sicherung in «der im Regierüngsentwurf vorgesehenen Rege¬lung ab .

Wenn man in Berlin wirklich «die Arbeitslosenversicherungauf «dem Prinzip der Selbstverwaltung aufbauen will, dannverlege man das Schwergewicht auf die untere Instanz undberieche der mittleren Instanz «die Auffichtsrechte, wie diesim Arbeitsnachweisgesetz im «Verhältnis zwischen «den örtlichenArbeitsnachweisen und «den Landesämtern der Fall ist. Dervom deutschen Städtetag «vorgelegte, von Leitern großstädti¬scher Arbeitsnachweise ausgearbeitete Entwurf eines Ar-«eitslosenversicherungsgesetzes sieht als Träger der Arbeits¬
losenversicherung die öffentlichen Arbeitsnachweis« vor. Hierist «dem Prinzip der Selbftverwaltu «ng nach «der Seite der De¬zentralisation — «der örtlichen Selbstverwaltung — Rechnunggetragen .

Eine Frage bleibt bei der Verlegung «der Trägerschast indie untere Instanz noch offen : Der Gefahrenausgleich . OhneZweifel wird es Arbeitsnachweisbezirke geben , die , auf sichallein
^ gestellt , entweder gar nicht oder nur mit überhohenBeiträgen den Anforderungen entsprechen könnten. Aberder Gefahrenausgleich würde sicher anoloa der für das ge¬samte Reichsgebiet in der Reichsausgleichskasse geschaffenenEinrichtung auch räumlich für Bezirke etwa im Ausmaß d«:r

Bezirke der Landesarbeitsämter «geregelt werden können, ohnedaß die Verlegung der Trägerschaft in die mittlere Instanz
notwendig würde.

Zentrum und Bayerische Bottspartei
Zur Frage der Wiedervereinigung des Zentrums und der

Bayerischen Bolkspartei bringt die Bad . Zentrumskorrespon¬denz einen Artikel, der darauf hindeutet , daß die Tren¬
nung der beiden Parteien im Jahre 1920 das Werk ganz
weniger Persönlichkeiten gewesen sei ; er führt für das Ver¬
halten der Bayern in den Jahren 1920 bis 1924 mildernde
Amstände an und macht insbesondere geltend, daß überallda in Deutschland, wo sich der Linksradikalismus m seinerwildesten und rücksichtslosesten Art ausgetobt habe, nachherdie Reaktion von rechts freiesten Spielraum gehabt habe und
daß Bayern hiervon keine Ausnahme mache . Heute habe sichdie Situation geändert . Auch die Bayrische Volkspartei lehneheute jeden aktivistischen Monarchismus ab und erkläre ,Raum für Republikaner und Monarchisten zu haben ; viele
Sorgen des bayerischen Föderalismus seien heute gemein¬same Sorgen aller Länder . Die Republik werde durch den
Zusammenschluß nicht gefährdet . Dann verlangt der Artikeldie Schaffung einer programmatischen Plattform , die dieSorge um den Zusammenhalt des Zentrums im Falle der
Wiedervereinigung mit der Bayrischen Volkspartei illusorischmache . Eine bis ins einzelne gehende Durchberatung undKlärung sowohl der organisatorischen wie der programmati -chen Frage scheint der Zentrums -Korrespondenz nicht nurür den Fall der Wiedervereinigung der beiden Parteien er-orderlich zu sein, sondern auch für den Fall einer bloßenArbeitsgemeinschaft der beiden Reichstagsfraktionen . Dennneue Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit würden dasVerhältnis zwischen beiden Parteien sicherlich ernstlich undauf lange Zeit hinaus trüben .
Der Hamburger Senat zur Grotzhamburgfrage

Zu Beginn der Mittwoch-Sitzung der Hamburgischen Bür¬
gerschaft gab der Senat durch seinen Präsidenten » Bürger¬meister Petersen , eine Erklärung ab , die sich mit der Erklä¬
rung deö preußischen Ministerpräsidenten am 23. Februar
auseinandersetzt . Der Senat ist , so heißt es , der Uberzeu-
aung , daß sich aus diesen Ausführungen des preußischenMinisterpräsidenten eine der Hamburger Einstellung völligentgegengesetzte Beurteilung deS Reformplanes ergibt . JedeVerringerung der Leistungsfähigkeit Hamburgs komme - inerster Linie jenen ausländischen Häfen zugute , mit denenHamburg immer in Wettbewerb gestanden hat und stehenwird .

Die Wahlreform in Frankreich. Die französische Wa >rrformvorlas«, die der Minister des Innern , Sarraut , heroem Parlament unterbreiten wird , wird dem „Soir " zfolge Vorschlägen , auf Grund der Arrondiffementeinteilnvom Jahre 1914 die Einerwahl wieder einzuführrn .100 000 Einwohner wählen einen Abgeordneten . Kein Walbezirk darf weniger als 40 000 Wähler enthalten . Die neKammer wird also 587 Abgeordnete, d. h. drei weniger cj« tzt umfassen. Für den Fall , daß ein Wahlbezirk mehr c100000 Wähler zählt , wird für jedes begonnene Hundelausend ein neuer Abgeordneter zu wählen sein . WahlIgirke mit weniger als 40 000 Wähler werden miteinanibubunden .
It

Deutscher « eicbstsg
WTB . Berlin , 9. März .

Vizepräsident Gräf -Thüringen eröffnet die Sitzung mitherzlichen Worten des . Glückwunsches an Präsident Löbe, in
dessen Gesundheitszustand eine erfreuliche Wendung zumBessern eingdtreten sei .

Die zweite Lesung des
Haushalts des Rrichsardritsministeriums

wird fortgesetzt.
Abg, Lambach (Dntl . ) hält das Arbeitsministerium mitseinen sozialen Aufgaben für so wichtig , daß es nicht abge»baut werden könne . Den großen Gesichtspunkt für die ein¬heitliche Gestaltung der sozialen Gesetzgebung könne ' manfinden in der gleichberechtigten Eingliederung der Arbeitneh¬mer in das politische , wirtschaftliche, soziale Leben. DemProblem der Erwerbslosigkeit könne man nur zu Leibe ge¬hen, wenn man sich vergegenwärtige , daß etwa ein Drittelunseres Volkes nur davon lebe, daß es die nötigen Nah¬rungsmittel vom Auslande pumpe, obwohl unser eigenerAcker doch noch vieb mehr Nahrung hergeben könnte. Die

wissenschaftlichen und technischen Vorbedingungen für dieHebung der deutschen Landwirtschaft seien bereits vorhanden,nur die Rentabilität für neue landwirtschaftliche Anlage, » seinoch nicht geschaffen . Die endgültige Überwindung der Ar¬beitslosigkeit sei jedoch nur auf diesem Wege möglich . Die
Arbeitslosenversicherung sei unter den heutigen Verhältnissenein hoffnungsloses Unternehmen . Übrigens solle man Selbst¬hilfe, wie sie schon bestehe , durch die obligatorische Arbeits .losenversicherung nicht erdrosseln. Der Ausfall durch Kriegs¬verluste in den mittleren Lebensjahren und die an sich er¬freuliche Verlängerung der durchschnsttlichen Lebensdauerwerde zu ständiger Beitragserhöhung z»> allen Altersversiche¬rungen in den nächsten Jahren führen . Aber das habe mitübertriebener Sozialpolitik nichts zu tun . Der große Streikin Engand habe bewiesen, daß wir mit unserem Schlichtungs¬wesen auf dem rechten Wege sind .

Abg . Erkelenz (Dem .) führte eine Reihe von Einzelheitenüber die Steigerung der Produktivität als Folge der Be¬
triebsrationalisierung an und betonte, daß die Rationaiisie .rung in den anderthalb Jahren seit der Stinneskrisis gutvorwärtsgektnrtmen sei. Es dürfe aber nicht vergessen wer¬den, daß zahlreiche größere Betriebe hinsichtlich der technischenModernisierung noch in den Kinderschuhen stecken. Die Ra¬
tionalisierung der Betriebe und der Absatz der rationalisiertenProdukte erfordere bei Unternehmern , Arbeitern und Ver¬brauchern eine gewisse, geistige Umstellung. Da die Rationa¬lisierung vorübergehend die Arbeitslosigkeit vermehre , müsseder Arbeiterschaft die volkswirtschaftliche Bedeutung dieserMaßnahme klargemacht werden. Ter gute Wille der Arbei.ter sei bei der Modernisierung der Betriebe von großerBedeutung und könne auf die Dauer nur hergestellt werden,wenn die Vorteile der Rationalisierung auch den Arbeitneh¬mern zugute kämen. . Man müsse bedenken,' daß der nötigeAbsatz nur gesichert werden könne, wenn die Kaufkraft der
Bevölkerung mindestens ebenso steige , wie die Produktions¬vermehrung . In der Praxis sei eine nachhalttge Wirkungvon der Silverbergschen Rede nicht zu spüren . Es seinicht einmal gelungen , beim Arbeitszeitnotgesetz zwischenUnternehmern und Arbeitern Besprechungen und Verständi¬gungen herbeizuführen . Wenn hier nicht schleunigst eineUmkehr erfolge, so werde Deutschland bald von schwerensozialen Kämpfen, Streiks und Aussperrungen erschüttertwerden.

Abg . Beier (Wirt . Ver . ) . betont, daß er weder Arbeiter
noch Arbeitgeberinteressen vertrete . ' Für die mittleren undkleineren Wirtschaftskreise sei es eine Erleichterung gewe¬sen, als das Zentrum erklärt habe, mit der Arbeitslosenver¬sicherung solle der Schlußstein in die Sozialpolitik gesetztwerden. Der Redner tritt gleichfalls für die Kultivierungdes noch unbebauten Bodens und namentlich für die Besied¬lung Ostpreußens ein, wo sich die Polen festzusetzen ver¬
suchten . Man solle nicht der Reichsbahn durch Kanalbauten
Konkurrenz machen , sondern lieber die Arbeitslosen bei
Straßenbauten beschäftigen. Überstunden müsse man ver¬meiden, wenn nötig durch gesetzliche Maßnahmen . Staatund Gemeinden sollten Handwerk und Gewerbe durch Auf¬träge unterstützen . Die Mietzinssteuer dürfe überhaupt nichtfür Verwaltungsausgaben verwendet werden, sie müffe z. T.auch den Hausbesitzern für Jnstandsetzungsarbeiten zur Ver¬
fügung gestellt werden. Die Ausdehnung der Sozialversiche¬rung aus die Kleingewerbetreibenden lehnten die Meister
selbst ab.

Abg . Schwarzer (Bayer . Vp.) versichert, daß mit der neuen
Regierungsbildung die «Sozialpolitik nicht zum Stillstandkommen werde. Die Arbeitslosenversicherung und die jetztbald zur Beratung stehende Erhöhung der Invalidenrenteseien übrigens alte Forderungen nicht einer , sondern sämt¬
licher Parteien . Die Arbeitslosigkeit könne man nur durchHebung der Kaufkraft bekämpfen, übermäßige Überarbeit
müsse vermieden werden. Die 48-Stundenwoche sei erst danndiskutabel, wenn sie auch in den anderen Industrieländern
durchgeführt werde. In der Frage der Invalidenrentenmüffe man sich auf eine mäßige Rentenerhöhung und einen
gerechten Ausgleich beschränken. Beitragserhöhungen müß -ten durch Lohnerhöhungen wettgemacht werden . Die Kriegs¬und Kleinrentner verlangen , das Reich solle die Fürsorge fürsie übernehmen , weil die Gemeinden zu kleinlich seien. Das
sei unmöglich, weil es das Reich von neuem mit etwa einerMilliarde belasten würde . Der . Redner fordert «eine Locke¬
rung der Wohnungszwangswirtschaft . Da die große Masseheute schlechter lebe als vor dem Kriege» sei es ein Gebot der
Gerechtigkeit, die Wohlhabenden stärker zum Ausgleich derRot heranzuziehen .

Damit schließt die allgemeine Aussprache.
Ein demokratischer und ein kommunistischer Antrag zurÄnderung der Mietgesetzgebung gehen an den Wohnungsaus ,schuß .
Das Kapitel „Arbeitsministerium " selbst wird angenom¬men . Die Beratung und Beschlußfassung über den Rest die -ses Haushaltes wird aus Donnerstag 2 Uhr vertagt .

Rcichsregierung und Aufwertung
Im Rechtsausschutz des Reichstags gab heute Donners¬

tag Reichsjustizminister Or. Herzt im Namen der Reicks-
regierung eine Erklärung ab, daß an den GrundsStzen der
Aufwertungsgesetze nichts geändert werden dürfe , daß die
Reichsregierung aber beabsichtige . Vorschläge zu machen , um
gewisse Zweifelsfragen zu klären , Mißbräuchen des Gesetzesim Wortlaut entaegenzutreten , sowie allgemein zur Verein¬
fachung und Beschleunigung der Abwickelung der Aufwer¬tung beizutragen . Ein entsprechender Gesetzentwurf werdein kürzester Frist dem Reichstag vorgelegt werden . Mit
Rücksicht auf diese Erklärungen beschloß der Ausschuß, die
Verhandlungen über die Aufwertungsanträge bis zum 18.März zu vertagen und die neuen Vorschläge der Regierungabzuwarten .

Völkische Neuigkeiten
Verleumdungen gegen Deutschland

Unter dieser Überschrift teift der „ Berl . Lokanz.
" u . a.mit : Wir haben dringenden Anlaß uns für gut unterrichkelzu halten , wenn wir annehmen , daß in allernächster Zeitein großer , sensationell ausgemachter Propagandafeldzug ge,gen Deutschland einsetzen wird . Dieser Feldzug dürfte mitangeblichen „Enthüllungen " über die deutsch -russischen Be¬ziehungen arbeiten und sich als Quelle aus einen Sowjet -Diplomaten beziehen, der aus der Schul»- geplaudert hätte .Alle die alten Verdächtigungen über geheime «Klauseln deS

Rapallovertrages und die in jüngster Zeit von der polni¬schen Propaganda in die Welt gesetzten Mitteilungen überangebliche Geständnisse russischer Deserteure scheint man füreinen großen Schlag gegen Deutschland verwenden zu wol¬len.
Der Haushaltsausjchrrtz - es Reichstags

begann arn Mittwoch die Etatberatun » des Reichsfinanzmini «steriums , wobei der Rrichsfinanzminister Dr . «Köhler erklärte :Die Überbelastung der Finanzämter sei so groß , daß rnan inletzter Zeit mehrere Taufend Aushilfskräfte wiederum habeeinstellen« müssen«. Ohne sofortige Einstellung neuer Arbeits¬kräfte im Außendienst — und zwar mindestens 2000 — könneer nicht mehr für «die geordnete Abwickelung der Geschäfte ga-raittieven . Er «brauche vor allem neue Beranlagungsbeamteund neue Vollstreckungsbeamte. Was die Veraulagungstätig ,keil a »langt , so wolle er mit Nachdruck darauf Hinweisen , daß!den Wirtfchaftsverüäiiden nur eine von ihm begrüßte -begut«achtende Mitlvirkung «bei der Steuerveranlagung obliege, die
Entscheidung dagegen ausschließlich die Finanzverwaltungenfällten . Er werde auch durch fortg«esetztes persönliches Einver¬nehmen mit «den «in Betracht kommenden Instanzen versuchen,di« Arbeit der Reichssiiianzverivaltung zu vereinfachen, umdie Zahl der Finanzämter nach Maßgabe des sachlichen Be¬dürfnisses «zu vermindern . Leicht werde diese Arbeit nickstsein. —

Auf Anfragen verschiedener Redner erwiderte der Reichs-finanizminister, daß der Zollnachlaß aus Billigkeitsgründelrso «dezentralisiert wer«den solle , daß Beschwerde » dieser Artin Zukunft unmöglich würden . Mehr als 2000 neue Beamrewürden nicht nötig sein , «weil durch «die «bea«bsichtigten Ver¬
einfachungsmatznahmen eine Arbeitsverminderung erzieltwerde. «Bei der EinhoitSbewertung wird die Reichsftnanzver -
waltung unbeirrt den Weg gehen, «der ihr durch «die Gesetzevorgeschrieben ist. Im ganze » Deutsche» Reich sei «die Bereit¬willigkeit zum Steuerzahlen «durchaus gleichmäßig verteilt .(«Heiterkeit.) Maßnahmen für «ein besseres Zusammenarbeitender Reichs- und Landesfinauzbehörden sollen das Ziel "derArbeit in «den nächsten Monaten sein. Der Sparkommiffarist von der Regierung wieder «bestätigt worden, und er wirdbei den «beabsichtigten Bere-infachungsmaßnahmen vermutlichgute Ratschläge geben können. Bei der Einrichtung der Buch¬prüfung hat sich die Mischungchmi Beamten und Vertreter »»«rrderer Berufe gut «bewährt , soweit irgend möglich, soll ein
reibungsloses Z-usammenarbeiten zwischen den Steuerpflichti¬gen und «den Buchprüfern erzielt »verdeu . Min « Berechti¬gung haben die Vermutungen , als ob nur kleinere und mitt¬lere Betriebe geprüft werden , während «di« großen davon frei /feien . Der einzelnen Zollstellen zum Vorwurf gemachte „mi¬
litärische Ton " entspricht «nicht meinen Wünschen. Dem Wun -
sche des Abg . Ersing nach einer Nachweisung aller gegebeneaKredit« und ihrer Rückzahlungsfristen will ich gerne bei Bera¬tung der allgemeinen Finanzverwaltung Nachkommen . Daßbei Beamtensragen das «Ministerium «des Iranern « federführendsein soll , begegnet unserer Auffass «ung . Selbstverständlichist aber , daß «das Roichsftnanzministevium sich überall dortbemerkbar macht, wo finanzielle Auswirkungen vorhandensind. Ich bin außerordentlich gern «bereit . Beamt« , die an¬läßlich des Abbaues in den einstweiligen Ruhestand versetztwurden , wi««der einzustellen . Aber die Auswahl der für di»
Finanzverwaltung geeigneten .Kräfte müssen «Sie mir über¬lassen.

*
Zu der Forderung des Reichsfinanzininisters Drj Köhler,ihm 2000 neue Finanzbeamte zu bewilligen, wird der „Voss.Ztg .

" aus parlamentarischen Kreisen geschrieben: Über die
Notwendigkeit der Beamtenvermehrung herrscht Einmütig -keit im Reichstag . Bon sachverständiger Seite wird versichert,daß die Steuereinnahme bei restloser Durchführung der Ge¬
setze um >veit über 100 Millionen steigen werden , während die«2000 Beamten , selbst wenn man sie, was ein hoher Durch¬schnitt wäre , mit 5000 M . pro Mann und Jahr einsetzt , nur10 Millionen M . Ausgaben verursachen werden . Eine ge¬regelte Durchführung der Steuererhebung sei geradezu eint
Vorbedingung für eine zukünftige Senkung der Steuersätze .

Hinrichtung von drei Sowjetagenten
,

in Nordchina
In Tsinans « »vurden zusammen mit der Frau des Sowjet -

vertreters in Kauton , Borodin , drei Sowjetagenten festge -
nonnnen . Die drei Agenten wurden hingerichtet . Frau Bo¬
rodin befindet sich in Gefangenschaft. Die sowjetrussische
Botschaft in Peking hcrt beim chinesischen Außenamt eine»»
äußerst energischen Protest erhoben, der zur Folge hatte ,daß die Regierung sofort auf telegraphischem Wege in Tsi-
nanfu Erkundigungen einzog. In diplomatischen «Kreisenwird erklärt , daß durch den Zwischenfall eine außerordentlich
ernste Lage geschaffen »vorden sei .

Reichstagspräsident Löbe befindet' sich zur Zeit noch in der
Klinik. Sein Aufenthalt dort wird noch auf ungefähr8 Tage berechnet.

Arbeitsgemeinschaft zwischeir Landbund und Handwerk.Der Reichsiandbund und der Reichsverband des Deutschen
Handtoerks haben eine Arbeitsgemeinschaft auf bcrufsftändi -
schem Boden vereinbart . Jede der beiden Organisationen
behält ihre vollständige wirtschaftliche und ftaatspolitische Be¬
wegungsfreiheit . Die Art des gemeinsamen Vorgehens sol^je nach den herrschenden Verhältnissen vereinbart »verden.

Der Lübecker Haushaltsplan Der in der Lübecker Bür¬
gerschaftssitzung vorgelegte Haushaltsplan für 1927 schließtmit 31326 000 Reichsmark Einnahmen urrd 35 171 000 Reichs¬mark Ausgaben , also mit einein Fehlbetrag von 3 844 000
Reichsmark. Einnahmen und Ausgaben und Defizit sind
gegenüber dem Vorjahr erheblich gewachsen , ^ ehr ausführ¬
lich wurde in der Sitzung über die Aufwertung der Lübeck-
Sen Staats- und Stadtauleihe gesprochen . Es handelt sich

rum . ob Lübeck über die vorgesehene Mindestaiifwertung
von 12 )4 Prozent hinausgehen soll .

Ein deutscher Journalist in Rom verhastet . Der deutsche
Journalist Karl Del ins aus Berlin , der sich in Hervi aus»
hielt , wurde verhaftet . Kr wird sich, wie „Popolo di Roma '
mitteilt , am nächsten Freitag in Geirua wegen Übertretung
des neuen Polizeigesetzes zu verantworten haben . Deliu »
soll in Deutschland Photographien verbreitet haben , die ge»
eignet find, die nationale Würde Italiens zu schädigen .
Weiter soll er durch seine Vbotographien und die dazu ge-
gebenen Kommentare zum Klassenhaß aufgefordert und de»
Premierminister beleidigt haben.



Brurze « acvricdten
Vortrag Hitler « i» München. Mittwoch abend hielt nachmehr als zwei Jahren Adolf Hitler zum erstenmal wiederin München im ZirknS Krone einen öffentlichen Bortrag .Hitler sprach über das Thema : Deutsche Front . Die Ver¬

sammlung verlief ohne Zwischenfall.
Eine neue Berurteilnn » Zorn * von Bulach«. Wie der

. Ternvs " aus Straßbnrg meldet, fand dort eine neue G«.
richtSverhandlung gegen Zorn Klaus von Bulach statt , dem
zur Last gelegt wurde, er habe eine neue Zeitung herauLge-
geben, ohne die nach dem Gesetz erforderlichen Erklärungenvor der Staatsanwaltschaft abgegeben zu haben . Zorn von
Bulach der zu der Verhandlung nicht erschienen war , wurde
zu einer Geldstrafe von 200 Franken verurteilt .

Ksdiscber Landtag
Der Haushaltsausschuß

letzte am Mittwoch die Aussprache über die Wohnungsdenk»
schrift sort . Die Regierung hat einen Gesetzentwurf vorge¬
legt, wonach sie ermächtigt werden soll , eine Staatsanleihe
von Sch Millionen aufzunchmen , und außerdem den Woh-
«unsSverbänden und den verbandsfreien Gemeinden für die
Aufnahme einer Wohnungsbauanleihe im Höchstbetrage von
Sch Millionen Mark eine Zinsverbilligung von höchstens
4 Proz . auf längstens 19 Jahre zu bewilligen.

Die drei Koalinonspartrien stellten hierzu den Antrag , die
beiden genannten Beträge bis zu 10 bzw . bis zu 6 Millionen
zu erhöhen. Der Antrag wurde einstimmig angenommen .
Annahme fand ferner ein Antrag des Zentrums , die Regie¬
rung möge prüfen , ob nicht den Städten datz ganze Aufkom-
men aus der Gebäudesondersteuer belassen werden könne,
nachdem die Regierung mit Hilfe der Anleihemittel ihre
Wohnungspolitik zu treiben in der Lage sei .

Der Ausschuß stimmte sodann der Gesetzesvorlage über
die Hagelversicherung zu, ebenso einer Vorlage betreffend die
Aufwandsentschädigungen für die Abgeordneten , die die Sätze
unverändert läßt und lediglich die Auszahlungstermine an¬
derweitig festlegt. — Der Ausschuß beschäftigte sich schließ -
lich mit einer Anfrage der Bürgerlichen Vereinigung betref -
6nd weitergehende Aufwertung der Kriegsanleihen. Sowohl

e Regierung wie auch die Sprecher der Koalitionsparteien
machten ihre Bedenken gegen eine solche Maßnahme geltend.
Auf Wunsch der Antragsteller wurden die Verhandlungen
hierüber ausgesetzt.

ck
Der Ausschuß für Rechtspflege und Verwaltung

trat am Mittwoch in die Beratung der Novelle zum Jagd¬
gesetz ein. Es ist die Streichung des Fürsorgeparagraphen
vorgesehen. Vor allem aber bringt der Gesetzentwurf einen
befferen Schutz des Wildes , namentlich in der Zeit , da eS
unter den Unbilden der Witterung schwer zu leiden hat .
Eine Änderung soll auch das Strafmaß bei Jagdpaßvergehen
und bei Übertretung des Jagdgesetzes erfahren . —

Der Berichterstatter Abg . Dr. Obkircher (D . Vp .) schlug
einige Änderungen des Entwurfes vor. In der Aussprache
wurde u . a . auch die Frage aufgeworfen , wie Gesuche von
Ausländern um Gewährung von Jagdpäffen behandelt wer¬
den sollen. Die Ansichten , gingen auseinander . Zum Teil
glaubte man , daß die bisherige Fassung und Handhabung
genüge, verlangte aber die Verbürgung der Gegenseitigkeit.
Eine diesbezügliche Abänderung ist jedoch mit Rücksicht auf
den Versailler Vertrag nicht möglich . Annahme fanden ver¬
schiedene Abänderungsanträge ; u . a . soll verboten werden,
auf Damm -, Rot - und Muffelwild den Schrotschuß anzu¬
wenden. —

Die Beratung der Vorlage wird in einer späteern Sitzung
fortgesetzt.

♦
Eine Eingabe des Badischen Industrie , und Handelstages

an Landtag und Finanzministerium
Der Badische Industrie - und Handelstag hat namens der

badischen Handelskammern eine Eingabe an den Landtag
und das Finanzministerium gerichtet, worin er sich gegen die
außerordentlich hohe grwerbesteuerlichr Belastung der badischen
Wirtschaft wendet und zum Vergleich namentlich die würt -
tembergische Regelung heranzieht . An den Landtag wird
die Bitte gerichtet, me badische Regierung zu veranlaßen ,
das voraussichtliche Aufkommen an Grund - und Gewerbe¬
steuer für 1926 festzustellen und darnach eine entsprechende
Ermäßigung der Gewerbesteuer vorzunehmen . Wie in
Württemberg , so käme auch in Baden eine Kürzung des
“ . *■- « • - '- — - s « •. . S „ s 1 flS>ß
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der Eingabe ein angemessener Steuerabzug vorgeschlagen,um so den Arbeitsverdienst des Unternehmers zu ^ berück¬
sichtigen . Der Badische Industrie - und Handelstag hält eine
Herabsetznug des Steuersatzes des Landes von 300 auf 180
Prozent für geboten und durchführbar und bittet , sich von
den Finanzämtern das erforderliche Material vorlegen zulassen .

Tagung der Inspektoren und Amtmänner
Oberbadens

Am Sonntag tagten in Konstanz die Inspektoren und Antt-männer Oberbadens . Justizinspektor Kühner , Karlsruhe ,der Landesvorsitzende, referierte — wie berichtet wird —
über die Belange der gehobenen mittleren Beamten Badens .Er erörterte die Entstehungsgeschichte des Bundes in Baden ,

.wie auch des Reichsbundes der Amtmänner und führte aus ,daß der Zusammenschluß der Beamten des gehobenen mitt¬leren Dienstes als eine organisatorische Notwendigkeit anzu¬sehen sei. Als VorbUdung für die entsprechenden Beamten¬
gruppen käme das Abitur bzw . Primareife in Frage , für die
technischen Beamten voller Besuch des Staatstechnikums mit
anschließendem Staatsexamen . Es sei anzustreben , einjäh¬
rige Fachschulen innerhalb der vierjährigen VorbereitungS -
zeit auch in Baden zu errichten . Über die Schaffung einer
Verwaltungsakademie in Karlsruhe , wie solche bereits inallen Ländern Deutschlaiids, mit Ausnahme von Baden und
Württemberg , bestehen'

, sei das Landeskartell des DBB . undder Bund zur Zeit in Unterhandlungen mit der Regierung .Zur Befoldungsreform verlangen die mittleren Beamten Zu¬sammenfassung nach Laufbahnen mit einheitlicher Amtsbe¬
zeichnung, Abschaffung der Schlüsselung, Besetzung der Stel¬len nach sachlichem Bedürfnis und Zuerkennung von XerStellen im Bezirksdienst. Im Badischen Beamtenbund sindetwa 4000 untere und 2000 mittlere badische Beamte organi¬siert. Die mittlere badische Beamtenschaft des Oberlandesgeht mit den Bestrebungen deS Bundes restlos einig .

« rgen die Erhöhung der Miete «
Der Landesverband Badischer Mietervereine erhebt in einerEntschließung schärfsten Protest gegen die von der Reichs¬regierung beschlossene Erhöhung der Mieten über die Frie -benSmieten hinaus .

Ifl

LvsnseUscbe Lsndessynode
DZ . Karlsruhe , 8. März .Die Evangelische Landessynode genehmigte in ihrer heu¬tigen Sitzung , der wiederum Regierungsrat Asat als Ver¬treter der Regierung beiwohnte, den Kirchensteuervaranschlagfür die Jahre 1827, 1928 und 1929 . Die Ausgaben betragen6 482 630 M ., die Einnahmen 2 129 530 M . für ein Rechnungs¬jahr , so daß 4 353 100 M . jährlich durch Kirchensteuer auf¬zubringen find. Es soll vermieden werden, daß die Kirchen¬steuerpflichtigen bei verspäteter Ausgabe der Kirchensteuer»zettel den Betrag auf einmal bezahlen müssen. —

Wie seit Soljren stand auch jetzt wieder die Katrchismu «-frage auf der Tagesordnung . Eine achtgliedrige Kommissionwird ohne gebundene Marschroute den Entwurf weiter be-« beiten und dann der Synode beim Wiederzusammentrittvorlegen.
In einer Entschließung sprach man sich für die Erhaltungder bübische« Simultanschule aus . Das Gesetz , das denSchülern von 14 Jahren volle Freiheit des Austritts ausdem Religionsunterricht gestattet, soll einer baldigen Durch¬sicht unterzogen werden, weil es nach Ansicht der Synodesowohl der seelischen Lage deS KindeS als auch der Erzie¬hungsaufgabe der Schule in keiner Weise Rechnung trage .Wegen der Besetzung staatlicher Beamtenstelle«, die einkirchliches Amt einschlietzen (wie Religionslehrerstellen undSeelsorgerstellen an staatlichen Anstalten ) , will man einenkirchlich-staatlichen Vertrag erstreben. —
Die badische Landeskirche war die erste, die sich eine neueVerfassung gegeben hat ; einzelne Punkte zeigen sich als ver¬besserungsbedürftig . Die in dieser Richtung gestellten An¬träge wurden einem Sonderausschuß von 4 Mitgliedern über¬wiesen, der die ersten Vorarbeiten für eine teilweise Ver-sassungsreform leisten soll. —
Die Synode wandte sich dann der Erörterung des Haupt -brrichts und den dazu gestellten Anträgen zu . Besprochenwurden u . a. die Ausbildung der Geistlichen durch psychia¬trische Sachverständige, die Vorarbeiten zu einer neuenAgende , sowie die Studentenseelsorge . Am Erntedankfest sollder unverschuldet Erwerbslosen im Gottesdienst gedacht , eineLandeskollekte erhoben und eine Sammlung von Lebensmit¬teln und Kleidungsstücken zugunsten der Erwerbslosen durch¬geführt werden. —
Über den Hauptbericht wird am Donnerstag weiter ver¬handelt

*
Geselliges Zusammensein von Vertretern der Regierung undder evang. Landeskirche

Anläßlich der tagenden LandeSshnode hatte derenPräsident dem Staatspräsidenten und den Ministern einenBesuch abgestattet . Daraufhin luden Staatspräsident Trunkund Gemahlin die Mitglieder der Kirchenregierung zu einemAbendessen ein, zu dem auch Kultusminister Dr. Leers ge¬laden war . Zu dem sich anschließenden geselligen Abendwaren die Mmister , die Staatsräte und alle Synodalabge¬ordneten geladen. In Erwiderung dieser Gastfreundlichkeithatte der Präsident der Synode den Staatspräsidenten , dieMinister , sowie die Mitglieder der Oberkirchenbehörde, diehiesige Pfarrgeistlichkeit usw . zu einem Abendbrot im HotelGermania geladen. Präsident D. Keller gab in herzlichenWorten seiner Freude darüber Ausdruck, daß Staat undKirche in Baden gewillt seien, Hand in Hand zum äußernund innern Wohl des Volkes zu arbeiten . Der Redner schloßmit einem Hoch aus das badsiche Volk . — Der Staatspräsi¬dent betonte in seiner Erwiderung die Willigkeit der Staats¬regierung , mit der Kirche , der Trägerin geistiger Kräfte , dasWohl des badischen Menschen zu pflegen . Seine Anspracheschloß mit einem Hoch auf das deutsche Reich und Vaterland .

Fahrplanbesprechuirg in Freiburg
tn Anwesenheit deS Reichsbahnoberrates Fingado» Karls-

e , sowie weiterer Vertreter der Reichsbahn, und verschie¬dener Verkehrsinterefsenten fand in Freiburg i. Br . in dertandelskammer eine Spezialbesprechung des kommendenommersahrplans für dir Dreiseenbahn statt . Dem lebhaftenVerkehr auf der neuen Strecke soll durch eine Reihe neuerSonntagszüge , sowohl aus der Richtung von Freiburg , alsauch von Neustadt und von Schwenningen—Rottweil herRechnung getragen werden. Auch die Wünsche der orts¬ansässigen Bevölkerung nach Schaffung günstiger Frühver¬bindungen in Richtung Freiburg find berücksichtigt worden .Am den Sonntagsverkehr aus weiteren Entfernungen nachdem Hochschwarzwald zu ermöglichen, sollen im Sommerfahr -Min versuchsweise einmal im Monat VerwaltungsonderzügeMannheim —Bärental und Stuttgart —Bärental vorgemerktwerden, die bei entsprechender Frequenz von der Reichsbahnzu regulären Sonntagszügen ausgebaut werden . Mit demErscheinen des neuen Fahnplanentwurfs ist etwa am15. März zu rechnen .

Der südwestdeutsche Haudelskammerausschutzfür Hotelgewerbe und Fremdenverkehr
mit dem derzeitigen Vorort Handelskammer .Karlsruhe trittam Freitag , den 18. März , in Frankfurt a. M . zu einer Sit¬
zung zusammen . Auf der Tagesordnung , die in der Haupt¬sache Stouerfragen , Schankstättengesetz, Kvedidaktion zugunstender badischen Hotelindustrie , gemeinnützige Erholungsheimeusw. umfaßt , wird auch der weitere Abbau des Vsiumzwan -— . ' ' "

tfteiv, Jx« . Be-
Personenaus -

Frem -denverkehrsge-wevbes im Reichswirtschastsvat, Gestaltung der Schnellver¬bindungen zwischen Rheinland -Westfalen und Südwestdeutsch¬land , sowie der Erlaß eines Hot-elueubauvevbotes : entsprechenddem Vorgehen der Schweiz, besprochen werden . Die Sitzungfindet vormittags 5410 Uhr im großen Sitzungssaal der In¬dustrie - und Handelskammer Frankfurt , Hauptgeschäftsstellein Frankfurt a . M . , statt.

Verein badischer Pftanzenzüchter
In Heidelberg fand eine erweiterte Vorstandssitzung desVereins -badsicher Pflanzenzüchter statt , die vom Vorsitzendendes Vereins , Saalzuchtleiter Hohenstatt-Stratzenheim , geleitetwurde. Di « Sitzung befaßt« sich in besonderem Maße mit derFörderung des Grassamenbaues und -der Grassarnenzüchtung ,sowie auch mit dem notwendig zu errichtenden Institut fürPflanzenzüchtung m Rastatt . Der Geschäftsführer deS Ver¬eins . LandwirsichaftSvat Buß -Rastatt , betont«, daß auch indiesem Fahre wieder die badsichen Pflanzenzüchter die Wan¬derausstellung der Deutschen Landwirtschastsgvsellschaft, die inDortmund stattfindet , beschicken werden , wo zum erstenmaldi« Schwetzinger Spargelzüchtung in den Preiswettbowerbtreten wird. — Der Gesarntvostcmd befaßte sich im Laufe derSitzung mit verschiedenen Anträgen urtb trat besonders ineinem dieser den schwindelhaften Saatgutirsievaten energischentgegen. Fm Anschluß an die engere Vorstandssitzung sprachLandwirtschastsrat Raab -Blantenhornsberg in einem außer¬ordentlich interessanten und lehrreichen Vortrag über die Reb-züchtung.

Gemeinde- IKundscbau
Ein großes Stadion tu Mannheim . Die großzügigen Plänezur Schaffung einet modernen städtischen « pielplqtzanla-gein Mannheim sind nunmehr insoweit verwirklicht, als mitdem ersten Bauabschnitt die Tiefbauarbeiten beendet sind.Die umfangreiche Anlage, östlich des Rennplatzes gelogen,stellt in ihrer Anlehnung an 'das städtische Lust- und Sonnen¬bad und bei der zweckmäßigen Gliederung der einzelnenPlätze das modernste dar , was auf diesem Gebiet in der letz¬ten Zeit erstellt wurde. Im Kern der Anlage 'befindet sicheine Hauptkampfbahn , zu der ergänzend gesondert drei großeSpielfelder hinzulreten . Zwei Tennisplätze , sowie ein be¬sonderer Tennistourmerplah . Unmittelbar an das Luft - undSonnenbad schließt sich «in Schwimmbad, sowie ein Plansch¬becken an . Ein yockeyfeld kann im Wirrten zu einer ausge¬dehnten Eisbahn verwandelt lvevden . Geräumige Tribünenund neuzeitliche U-mkleiberäum« , sowie eine praktisch ange¬legte Autohattestelle treten ergänzend hinzu. Me wir hören,wird ein Teil der Hochbauten bereits in Angriff genommen,so daß man mit einer teilwesie-n Inbetriebnahme der gesam¬ten Anlage schon bald rechnen kann. Di« Einweihung sollin Verbindung mit einem großen Sportfest im Laufe ' desMonats Mai erfolgen.

Krrisvrrsammlung Baden -Baden . Unter dem Vorsitz des
.Oberbürgermeisters Fieser und in Anwesenheit des Landes¬kommissärs Gräser tagte in Baden -Baden im großen Rat¬haussaale eine außerordentliche Kreisversammlung des Krei¬ses Baden -Baden . Zu erwählten sind folgende Beschlüsse :Die Zahl der Kroisratsmitglioder wurde auf 6 erhöht, dieSandstvaße soll ein« Verbreiterung erfahren , ferner soll derLindenhof bei Ottersweier für di« Kreispflegeanstalt Hubangekauft »vevden . Zum Kreisvorsitzonden wurde wiederumHr . F . F . Grppert -Bühl gewählt .

Bon der Kreis -, Land- und Waldbauschule Billingen. Nachdem Jahresbericht der Kreis-, Land- und Waldbauschule Vil-lingen war dieselbe im verflossenen Schuljahr von 54 Schü¬lern besucht , von denen 31 am Unter -, und 23 am Oberkursteilnahmen . 11 Schüler waren aus den Nachbarbezirken.Der Besuch ist bei der schlechten Lage der Landwirtschaftals gut zu bezeichnen . Der 12 tägige Lehrgang für Bauern¬töchter in Haus und Garten wirtchaft hatte 35 Teilnehmerin¬nen aufzu weisen.
Dir Frage der Wasserversorgung für St . George»(Schwarzwald ), die bisher erheblichen Schwierigkeiten be¬gegnete , ist in ein neues Stadium getreten . Für die Nutz¬barmachung der Mühlbachquelle für die Wasserversorgungwaren drei Entwürfe ausgearbeitet , von denen das ersteProjekt zu seiner Durchführung einen Kostenaufwand von229 000 M . erfordert , das Projekt zwei sieht einen Kosten¬aufwand von 299 000 M . vor, während das Projekt dreieine Verbindung von 1—3 darstellt. In einer Besprechungüber die drei Projekte wurde die Ausführung des Projekteseins einstimmig beschlossen. Di» Zustimmung des Bürger -ausschuffes soll in einer demnächst stattfindenden Sitzung ein¬geholt werden . Nach Anschluß der Mühlbachquelle dürfte die!Stadt für die nächsten 20 Jahre mit Wasser genügend ver¬sorgt sein.

Nus der Landesbsuptstsdr
Landestagung des Bühnenvolksbundes. Am 12 . und 13,März d. I . findet bi« erste Landestagung des Bühnenvolks -bunbes für Baden und Hohenzüllern in Karlsruhe statt . Beider Abendveranstaltung , zu der Staatspräsident Dr. Ii . e .Trunk und -der 1. Vorsitzende des Bühnenvolksbrr-ndes, Staats -Minister a . D . Dr. Boelitz ihr Erscheinen zugesagt haben , Wir¬ker: erste Künstler mit . Zum Vortrag gelangen : Eine Boetho-vensche Sonate , zwei Präludien von Reger und Kreisler . Dievon Kammersänger Rudolf Weyrauch und Opernsängerin HeteStechert zum SBorhxw gelangenden Lieber sind von RichardStrauß und Hugo Wolf. Zu der Veranstaltung können in-der Geschäftsstelle -der Theatevgemeinde, Schloßbezirk 5, Kar¬ten gelöst -werden.

Selbst gestellt hat sich in der vergangenen Nacht ein Hilfs -kassenrevisor aus Gaggenau unter der Beschuldigung, in devZeit vom 1 . Oktober 1936 bis 1 . -März 1927 Gelber und Ge¬bühren in Hohe von 2930,30 M . unterschlagen zu haben.
Badisches Landesthcater . Nachdem in der Oper jetzt nochdrei Erstaufführungen — ein Erbe der vorjährigen Spiel¬zeit — beten Einstudierung natürlich aus Monate den all¬gemeinen Spielplan lahmgelegt hätte, auf nächste Spielzeitverschoben werden konnten, läßt sich der längst beabsichtigtefestere Arbeitsplan für die Oper halten . Zunächst wird„Tiefland " (mit Tilly Blättermann ) neu ausgenommen. Zur

| « MI. y | VI | M)VHWUtW) 4UUU U _Zimmermann " angesetzt werden. Dann steht PucciniS„Tosca " mit Tilly Blättermann bevor. Das Schauspielbringt nach dem kräftigen „Bonaparte " von Unruh die Ur¬aufführung eines Dramas von Hanns Johst „Thomas Payne "und sodann die Erstaufführung des erfolgreichen Schrift¬stellers Alfred Neumann „Der Patriot ". Hierauf werden dieKlassiker „Judith " und „Die Braut von Messina" folgen.Zwischendurch wird das alte Gesellschaftsstück „Die Welt, inder man sich langweilt " anläßlich eines Gastspiels von RosaBerten « ausgenommen .

Wrtternachrichtrndienst der Bad . Laudrswetterwarte Karls¬ruhe . Die unbeständige , zeitweise , kühle u-nb windige Witte¬rung hält unter dem Einfluß der sich langsam auffüllendenEuropazyklone noch an . BorauSsichtl. Witterung für II . März :fortdauernd unbeständig , zeitweise Regenfälle, höhere Lager»Schnee , etwas kühler.

Verecbiedenes
Die Morde der slowakischen Zigeunerbande

Zu den Meldungen , wonach eine Zigeunerbande, die ander ungarisch -tschechischen Grenze zahlreiche Morde verübthatte , auch dem Kannibalismus gehuldigt hätte , wird auSPrag gemeldet, datz die an den Überresten der aufgefundener»Skelette vorgenommene Analyse ein durchaus negatives »Resultat ergeben habe. Die Aussagen der Zigeuner, daß sie'Menschenflersch gegessen hätten , sei bisher nicht bestätigt. Beider Untersuchung der angeblichen Mordtaten dieser Zigeuner¬bande kam man auf die Spur eines neuen Mordes aus demJahre 1922 . — Die Zigeuner in Karpathorußland steiheniauf einer außerordentlich tiefen . Kulturstufe . Mit Vorliebeverzehren sie krepierte Tiere , die sie sich von den Dorfbewoh¬nern ausbitten , was unsell Soldaten im Kriege häufig sahervnEin weiteres Hinabfinken ^bis zum Kannibalismus , das nur»von den tschechischen Behörden bestritten wird, liegt durchausnicht außerhalb aller Wahrscheinlichkeit .
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Irurze Vtacbricbten aus Laden
Der Gvmeindevat Hat beschlossen , aus

» - es großen Volkserziehers undW
DZ . Sehl» 9. Miez.
niaß deS 100. Todestage

BolkSbildners Heinvich Pestalozzi
"
der Faltenhaufenschule den

Romen Pestalozzi -Schule zu gehen.
DZ . Konstanz, 9. März . In der Sitzung des Berbandsa -uS -

Ichuff-eö des Verbandes der Oberbadischen Zuchtgenoffenschaf-
len wurde LandeSkoimnifsär Geh . Re-gierungSrat Dr . Hart¬
man » zum Präsidenten dieses BevbandeS gewählt .

DZ . Konstanz, 9 . März . Die Badische Bodensesftschrrei-
Genossenschaft beging am vergangenen Sonntag in Staad

chie Feier ihres 2Hährrgen Bestehens . Während der Vormittag
der Generalversammlung Vorbehalten war , fand am Nachmit¬
tag die eigentliche Jubiläumsfeier statt , an der u . a . auch
Bürgermeister Arnold-Konstanz , Professor Zand von der An¬
statt für Bod?nseeforschung, Bürgermeister De . Moll -MeerS-
buvg u . Pfarrer Hettler -Überlingen, der sich seinerzeit um die
Gründung der Genossenschaft besonders verdient gemacht
hatte , teilnah men . »

Bom Haardtrand , 8 . März . Bei gelinder Witterung hat
die Mandelblüte begonnen rind inan sieht >in geschützten Lagen
die Bäume in voller Mute prangen . -Auch die Pftrstchblüte
wirb bald ihren Anfang nehmen

Staatsanzeiger
Sammlungen .

Bekanntmachung
Auf Grund der BundeSrats -verordnung vom 18. Februar

1917 über Wohlfahrtspflege (ReichSaesetzblatt Seite 143 ) und
der badischen Vollzugs-Verordnung hierzu vom 24. Februar
1917 (Gesetz- und BevordnungSblät Seite 49 ) wird dem L-an -
deSauSschuß für Arboitevwohlfahrt Baden in Mannheim die
Erlaubnis erteilt , im Land Baden am Sonntag , den 1. Mai
1927, -dm Mahmen -des .-allgemeinen Kinderhilfstags " -Samm¬
lungen von Haus zu Haus ' und auf öffentlichen Straßen und
Plätzen zugunsten der geplanten örtlichen E vholungsfürsorge
durchzuführen . Die erforderliche -besondere Erlaubnis des zu¬

ständigen Bezirksamts ist noch einzuholen . Kinder und Ju¬
gendliche unter 16 Jahren dürfen als Sammler nicht verwen¬
det werben.

Karlsruhe , den 8 . März 1987 . «
Der Minister des Inner «,

Remmele

Ipersoneller Teil -
Ernennungen , Versetzungen , Zuruhesetzungen usw

der planmäßigen Beamte«
Au» dem Bereich de» Ministeriums des Inner «

Ernannt :
Zum Gendarmeriekommiffär Gendarmerijeoberwachtmeistek

Karl Mrrkle in AdelSheim.
Planmäßig angestrllt :

Verwattungspraktikant Erwin Probst,
Waldshut als Vevwaltungsobersekvetär .

beim Bezirksamt

W -» -» -» » » » »-» 4 » » » » » » » » « « » » ♦ » ♦♦♦♦ » ♦ « « ==

ln den oberen Räumen der Firma Hermann Tietz
' ' i LMJ i. - ' UM J , ' ' — —— yrr yBr mmmffjm

Montag, den 14., Dienstag , den 15 . , Mittwoch, den 16. März
nachmittags von 7,4 bis 6 Uhr

Bunter Bühnen -Tee
l lllllipUllMHIIIII IIIIIUIIIIM^

verbunden mit einer

Modeschau der Firma Hermann Tietz
zugunsten der

ulonnamisKasseB der eenossenschati Deutscher BUMienengemen
ueraosiaiiei von uei MimHodern nee Badisciien Landasmeaters.

* Mitwirkende :
Ansager : Felix Baumbaoh , Dir. Hans Blum , Paul Müller, Ulrich v. d Trenok.

Die Damen :
Elfr. Albrecht , Edith Bielefeld, Else Blank, 7111/ Blittermann , Herma Clement ,
Melanie Ermarth , Marie v. Ernst , Malle Fenz, Leonore Fein, Marte Center , EvI
Kloeble a . G . , Nelly Rademaeher, Emmy Selberlloh, Magda Strack , Martha Wied.

Die Herren :
Felix Baumbach . Hans Blum a. G ., Gustav Bookx, Herrn. Brand , Robert Butz,
Stefan Dahlen, Wilhelm Graf, Jan van Gorkom a . G-, Fritz Herz, Paul Hlerl,
Fritz Hofbauer, Hugo Höcker, Otto Kienscherf, Alfons Kloeble, Christian Lander ,
Waldemar Leitgeb , Karlheinz Löser , Paul Müller, Wilhelm Nentwlg, Hane
Ochsenkiel , Friedrich Prüfer , Franz Schuster , Theo Straok , Ulrich v. d . Trenck,
Adolf Vogel, Ottomar Voigt, Rudolf Weyrauch, Dr. Hermann Wucherpfennig.

Am Flügel ! Josef Keiiberth jun ., Kurt Stern . Hausorcheater : Abteilung der Polizeikapelle .
Flügel von der Fa. H. Maurer.

Einlaßkarten zum Preise von M . 3.— (einschl . Tee oder Kaffee mit Kuchen)
sind an der Sammelkasse der Firma Hermann Tietz zu haben .

Vorverkauf ab Freitag , den 11. März .
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in Mannheim .
Wir laden die Herren Aktionäre zur

55. ordeilsschm AiMlverjWlnlung
Mlf

Dienstag , den 5 . April 1927, vormittags 11 )1 Uhr
in das Gebäude der Rheinischen Hypothekenbank A
8 .1 dahier ein .

Tagesordnung : 1 . Bericht über das abge¬
laufene Geschäftsjahr : Vorlage der Bilanz sowie der
Geivinn - und Berlustrechn-ung . Beschluß hierüber
unS über die Gewinnverteilung . 2. Entlastung deS
Vorstandes und des -Aufsichtsrats .

Jede Aktie gewährt -daS Stimmrecht , dasselbe kann
auch vertretungsweise durch einen anderen mit schrift¬
licher Vollmacht versehenen Aktionär ausg -oübt wer -
dein

Eintrittskarten zur Generalversammlung erteilen :
in Mannheim : unsere Bank,
in Mannheim und den bezülichon Orten : die

Rheinische Creditbank und deren Filialen und
die Badische Bank,

in Karlsruhe : die Badische Bank,in Frankfurt a . M . : die Direktion der Discontegesell -
schaft , die Darmstädter und Rationalbank , die
Deutsche Bank Filiale Frankfurt a . M . und

__
die Frankfurter Hypothekenbank,in Stuttgart : die Wiirttembergische Bereinsbank Fi¬liale der Deutschen Bank und die Filiale der
Direktion der Discontogrsellschaft,in Berlin : das Bankhaus <3 . Bleichröder, bie Dirrk -
tum der Discontogrsellschaft und die Bank deSBerliner Sasfenvereins .

Hinsichtlich der Anmeldungen zur Teilnahme ander Generalversammlung usw . ist 8 48 der Statuten
maßgebend . p @.206

Mannheim , den 10. März 1987 .
Rheinische Hypothekenbank.

MWes Landestheaw
Freitag , den 11. März 1927

*F 19 (Freitagmiete )
Th .-Gem. 1- 100u . 201 - 300

Wie es euch MM
von Shakespeare
Musik von Zilcher

In Szene gesetzt von
Felix Baumbach

Musikalische Leitung :
AlfonS Rifchner

Herzog v. d- Trenck
Celia Rademacher
Verbannte Herzog Prüfer
Rosalinde Fein
Probstein Kloeble
Le Beau Brand
Erster Edelmann Kühne
ZweiterEdelmann Weidner
Charles
AmienS
Jaques
Ein Edelmann
Pagen {
Oliver
Jakob
Orlando
Adam
Dennis
Pfarrer
Corinnu »
Silvius
Wilhelm
Phöbe

Hofbauer
Dr - Storz

Dahlen
Löser

Seiberlich
Wauka

Hier!
Kühne

Leitgeb
Gemmecke

Mehner
Höcker

Müller
Graf
Bock «
Moest

Kätchen Albrecht
Hymen Clement

Tanz einstudiert von
Edith Bielefeld

Anfang 77, Ende 10*/t
I . Sperrfitz M - 5—

Sa . 12 . März Zum ersten
Male : « «»«Porte

So - 13. März nachmittags
DeS Grab des unbekannten

Soldaten
abends : Der Eoangelimaun

Wilhelm,fehnlfcWürfnuf
JlUVtlllUWUljr vvUUW| e
Staatl . Forstamt Frei -

bürg verkauft freihändig
790 fm Nadelnutzholz al¬
ler Klaffen, aus den
Dionstbezirkon der Förster
Dold in Kappel, Schlupf
in Falkensteig, Rombach
in Eschbach u . -Willmann
in Ebnet . Schrifü . Ange¬
bote in Prozenten der L.
G .Pr . werden -auf di« ein¬
zelnem Lose erbeten bis
mit e-inschlieM . Donners -
tag, den 17. März 1927 .
Bieter bleiben bis zu«:
22. 8. 1927 an -ihr Gebot
gebunden . Zahlungsfristr n Sicherheit 8 bezw.

Monate . LoSauszüge
und Auskunft durch das
Forfi -amt . K .2S

MeAM - otz - Mlaus
Das » ad . Ferftamt

GernSbach verkauft frei-
hilndig aus dem Staat »-
wald Distrikt III und IV

attaauaa « » « » « aaaaaaaaaattatt

Badische Lichtspiele
KONZERTHAUS

Freitag , den II . bis Mittwoch , den IS . März 1927
Jeweils abends 8 Uhr

Samstag und Mittwoch auch 4 Uhr nachmittags
Sonntag ( 13. MSrz , nachmittags 4 und abends 8 Uhr

Die Uund « 6renrt£
Die Ueicfa *

Joppen AeSen. •

Wjok #
Musikbegleitung : Polizeikapelle unter pers

des Herrn Obermusikmeisters Hei
unter persönlicher Leitung

sig
Preiset M . 0.60, 0 .80, 1 .—, 1 .30, 1.60, 1.80

Studierende , Schüler und Erwerbslose gegen Ausweis halbe Preise
Vorverkaufi Musikhaus Fritz Müller , Kaiserstr.
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^ der zu jejetn Est !

Orffentliche Sparhaste Lauda.
Bilanz per 31. Dezember 1926.

.14

Aktiv».
Kassenbestand .
Guthaben beim Postscheck¬

amt .
Guthaben bei der Giro¬

zentrale Karlsruhe . .
Guthaben bei der Giro¬

zentrale Mannheim . .
Darlehen gegen Schuld¬

schein . .
Darlehen gegen Hypothek
Kredite in laufender Rech¬

nung .
Betriebskapital : Girozen¬

trale Mannheim . . .
An Gemeinde .
Liegenschaften . . . . .
Inventar 269.—

Abschreibu ng 268—
Rückdiskont für Aufwert -

Hypotheken 1364 .19
Abschreibu ng 164 .19

Wertpapiere .

m
210.62

562 .91

14934 .07

12038 .68

72 536 .06
91292 .45

162 987 .28

12000 —
305 372 .46

5 411 .91

1 —

1200 —
10996 .90

689 544 .34

Passiva . £ 4
Spareinlagen . 324 539.62
Giro- und Kontokorrent-

Einlagen . 88347 .17
Aufwertungs -Hypotheken . 10 979 .29
Aufwertung «? - Schuld¬

scheine . 865 .33
Schuldkonto: J

Girozentrale Mannheim 250 000—
Wechselkonto . 11752—
Aufwertungskonto . . ; 366—
Reingewinn . . . i . 2 694.93

689 544 .34

Gewinn - und Berlnstrechnnng .

So «.
Verwaltungskosten . .
Abschreibungen:

Inventar .
RückdtSkont . . . .

Geschäftsunkosten . .
Neubauunkosten . . .
Reingewinn . . • .

XM
6449 .04

268—
164 .19

3217 .96
600—

2694 .93
13 394 .12

Habe«.
Zinsen . .
Provisionen . . . . i
Couponkonto . . . . r
AufwertungS - Hypotheken-

Zinsen .
AufwertungS -Schuldschein-

Zinsen .

7085 .74
8000 .83

96.48

3191 .73

19 .34
13 394.18

Der Verwattna - Srat.

„Schwann und Rockert"
(Bahnstation GernSbach
oder Hilpertsau ; Forstw .
Kottler in R-eichental) in
3 Losen zu 57, 217 und
146 fm : 830 taanen -e, fich-
tene und einige fortene
Stämme mit ft» 6 I . , 30
II ., 59 III ., 70 IV ., 137
V., 49 VI . Kl. ; 103 dto .

Abschnitte mit fm 21 I .,
35 II ' .. 13 III . Klasse ,
schriftliche Gebote in
Prozenten der Landes-
grundpreise bis Mittwoch»
de» 16. d. M ., uachmitt.
4 Uhr, ans Forstamt er¬
beten. LosauSzuge und
näher« Auskunft durch
-daS Forstamt . K.27

Werthei« . K29
GüterrochtScsgistereia -

eintrag Barch II Seite
89 : « nepp, Alfred, « a^
ner , -und Emma geb. Ott
in Ebenheid. Vertrag b.
4. Febmoar 1927 Güter¬
trennung de» BGB .

Werthei« , 4. März 2Z,
Bah. Amtsgericht.

Druck G . Braun , Karlsruhe .
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